GULTIG AB 1.4.2006

Advisory One
Allgemeine Fondsbestimmungen

zur Regelung des Rechtsverhéltnisses zwischen den Anteilinhabern und der ERSTE-SPARINVEST KAG (nachstehend
"Kapitalanlagegesellschaft" genannt) fiir den von der Kapitalanlagegesellschaft verwalteten Kapitalanlagefonds, die nur in
Verbindung mit den fiir den jeweiligen Kapitalanlagefonds aufgestellten besonderen Fondsbestimmungen gelten:

§1

Grundlagen

Die Kapitalanlagegesellschaft unterliegt den Vorschriften des dsterreichischen Investmentfondsgesetzes 1993 in der jeweils
geltenden Fassung (nachstehend ,InvFG" genannt).

§2

1.

§3

§4

Miteigentumsanteile

Das Miteigentum an den zum Kapitalanlagefonds gehdrigen Vermdgenswerten ist in gleiche Miteigentumsanteile zer-
legt.

Die Anzahl der Miteigentumsanteile ist nicht begrenzt.
Die Miteigentumsanteile werden durch Anteilscheine (Zertifikate) mit Wertpapiercharakter verkorpert.

Nach MaRgabe der besonderen Fondsbestimmungen kdnnen die Anteilscheine in mehreren Anteilscheingattungen
ausgegeben werden.

Die Anteilscheine werden in Sammelurkunden (§ 24 Depotgesetz in der jeweils geltenden Fassung) und/oder in ef-
fektiven Stiicken dargestellt.

Jeder Erwerber eines Anteilscheines erwirbt in der Hohe der darin verbrieften Miteigentumsanteile Miteigentum an
samtlichen Vermdgenswerten des Kapitalanlagefonds. Jeder Erwerber eines Anteiles an einer Sammelurkunde er-
wirbt in der Hohe seines Anteiles an den in der Sammelurkunde verbrieften Miteigentumsanteilen Miteigentum an
samtlichen Vermdgenswerten des Kapitalanlagefonds.

Die Kapitalanlagegesellschaft darf mit Zustimmung ihres Aufsichtsrates die Miteigentumsanteile teilen (splitten) und
zusatzliche Anteilscheine an die Anteilinhaber ausgeben oder die alten Anteilscheine in neue umtauschen, wenn sie
zufolge der Hohe des errechneten Anteilwertes (8§ 6) eine Teilung der Miteigentumsanteile als im Interesse der Mitei-
gentiimer gelegen erachtet.

Anteilscheine und Sammelurkunden
Die Anteilscheine lauten auf Inhaber.

Die Sammelurkunden tragen die handschriftlichen Unterschriften des Vorsitzenden des Aufsichtsrates sowie zweier
Geschéftsleiter der Kapitalanlagegesellschaft.

Die effektiven Stlicke tragen die vervielfaltigten Unterschriften des Vorsitzenden des Aufsichtsrates und zweier Ge-
schaftsleiter der Kapitalanlagegesellschaft sowie die handschriftliche Unterschrift eines dazu beauftragten Angestell-
ten der Depotbank (8§ 5).

Verwaltung des Kapitalanlagefonds

Die Kapitalanlagegesellschaft ist berechtigt, Gber die Vermdgenswerte des Kapitalanlagefonds zu verfiigen und die
Rechte aus diesen Vermégenswerten auszuiiben. Sie handelt hierbei im eigenen Namen fiir Rechnung der Anteilin-
haber. Sie hat die Interessen der Anteilinhaber und die Integritat des Marktes zu wahren, die Sorgfalt eines ordentli-
chen und gewissenhaften Geschaéftsleiters im Sinne des § 84 Abs. 1 Aktiengesetz anzuwenden und die Bestimmun-
gen des InvFG sowie die Fondsbestimmungen einzuhalten.

Die Kapitalanlagegesellschaft kann sich bei der Verwaltung des Kapitalanlagefonds Dritter bedienen und diesen auch
das Recht uberlassen, im Namen der Kapitalanlagegesellschaft oder im eigenen Namen fir Rechnung der Anteilin-
haber Uber die Vermdgenswerte zu verfugen.

Die Kapitalanlagegesellschaft darf flir Rechnung eines Kapitalanlagefonds weder Gelddarlehen gewahren noch Ver-
pflichtungen aus einem Biirgschafts- oder einem Garantievertrag eingehen.

Vermdgenswerte des Kapitalanlagefonds dirfen auf3er in den - laut den besonderen Fondsbestimmungen - vorgese-
henen Féllen nicht verpfandet oder sonst belastet, zur Sicherung tUbereignet oder abgetreten werden.

Die Kapitalanlagegesellschaft darf fir Rechnung eines Kapitalanlagefonds keine Wertpapiere, Geldmarktinstrumente
oder andere Finanzanlagen gemaf 8§88 20 und 21 InvFG verkaufen, die im Zeitpunkt des Geschéftsabschlusses nicht
zum Fondsvermdgen gehdren.
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§5

Depotbank

Die im Sinne des § 23 InvFG bestellte Depotbank (§ 13) fuhrt die Depots und Konten des Kapitalanlagefonds und ubt alle
tibrigen ihr im InvFG sowie in den Fondsbestimmungen ubertragenen Funktionen aus.

§6

1.

§7

§8

§9

Ausgabepreis und Anteilswert

Die Depotbank hat den Wert eines Anteils (Anteilswert) fur jede Anteilscheingattung jedes Mal dann zu errechnen
und den Ausgabepreis und Ricknahmepreis (8§ 7) zu verdffentlichen, wenn eine Ausgabe oder eine Ricknahme der
Anteile stattfindet, mindestens aber zweimal im Monat.

Der Wert eines Anteils ergibt sich aus der Teilung des Gesamtwertes des Kapitalanlagefonds einschlie3lich der Er-
tragnisse durch die Zahl der Anteile. Der Gesamtwert des Kapitalanlagefonds ist aufgrund der jeweiligen Kurswerte,
der zu ihm gehdrigen Wertpapiere und Bezugsrechte zuziglich des Wertes der zum Kapitalanlagefonds gehérenden
Geldmarktinstrumente und Finanzanlagen, Geldbetrdge, Guthaben, Forderungen und sonstigen Rechte, abziiglich
Verbindlichkeiten, von der Depotbank zu ermitteln.

Der Ermittlung der Kurswerte werden die letztbekannten Borsekurse bzw. Preisfeststellungen zugrundegelegt.

Der Ausgabepreis ergibt sich aus dem Anteilswert zuzliglich eines Aufschlages pro Anteil zur Deckung der Ausgabe-
kosten der Gesellschaft. Der sich ergebende Preis wird aufgerundet. Die Hohe dieses Aufschlages bzw. der Run-
dung ist in den besonderen Fondsbestimmungen (§ 25) angefuhrt.

Der Ausgabepreis und der Rucknahmepreis werden fur jede Anteilscheingattung in der Investmentfondsbeilage zum
Kursblatt der Wiener Boérse verdffentlicht.

Ricknahme

Auf Verlangen eines Anteilinhabers ist diesem sein Anteil an dem Kapitalanlagefonds zum jeweiligen Riicknahme-
preis auszuzahlen, und zwar gegebenenfalls gegen Rickgabe des Anteilscheines, der noch nicht féalligen Ertréagnis-
scheine und des Erneuerungsscheines.

Der Riicknahmepreis ergibt sich aus dem Wert eines Anteils, abziiglich eines Abschlags und/oder einer Abrundung,
soweit dies in den besonderen Fondsbestimmungen (8§ 25) angefiihrt ist. Die Auszahlung des Rucknahmepreises
sowie die Errechnung und Verdffentlichung des Riicknahmepreises gemaR § 6 kann unter gleichzeitiger Mitteilung an
die Finanzmarktaufsicht voriibergehend unterbleiben und vom Verkauf von Vermdgenswerten des Kapitalanlage-
fonds sowie vom Eingang des Verwertungserldses abhangig gemacht werden, wenn aufl3ergewdhnliche Umsténde
vorliegen, die dies unter Beriicksichtigung berechtigter Interessen der Anteilinhaber erforderlich erscheinen lassen.

Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Kapitalanlagefonds 5 v.H. oder mehr seines Fondsvermdgens in Ver-
mdgenswerte investiert hat, deren Bewertungskurse aufgrund der politischen oder wirtschaftlichen Situationen ganz
offensichtlich und nicht nur im Einzelfall nicht den tatsachlichen Werten entsprechen.

Rechnungslegung

Innerhalb von vier Monaten nach Ablauf des Rechnungsjahres des Kapitalanlagefonds verdéffentlicht die Kapitalanla-
gegesellschaft einen gemaf § 12 InvFG erstellten Rechenschaftsbericht.

Innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der ersten sechs Monate des Rechnungsjahres des Kapitalanlagefonds
verdffentlicht die Kapitalanlagegesellschaft einen gemaR § 12 InvFG erstellten Halbjahresbericht.

Der Rechenschaftsbericht und der Halbjahresbericht werden in der Kapitalanlagegesellschaft und in der Depotbank
zur Einsicht aufgelegt.

Behebungszeit fir ErtrAgnisanteile

Der Anspruch der Anteilinhaber auf Herausgabe der Ertragnisanteile verjahrt nach Ablauf von fuinf Jahren. Solche Ertragnis-
anteile sind nach Ablauf der Frist als Ertragnisse des Kapitalanlagefonds zu behandeln.

8§10 Veroffentlichung

Auf alle die Anteilscheine betreffenden Verdffentlichungen - ausgenommen die Verlautbarung der gemaf 8§ 6 ermittelten
Werte - findet § 10 Kapitalmarktgesetz Anwendung. Die Veréffentlichung erfolgt entweder durch

- vollstdndigen Abdruck im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder

- indem Exemplare dieser Veréffentlichung in der Kapitalanlagegesellschaft und den Zahlstellen in ausreichender
Zahl und kostenlos zur Verfigung gestellt werden, und das Erscheinungsdatum und die Abholstellen im Amts-
blatt zur Wiener Zeitung kundgemacht wurden.
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§11 Anderung der Fondsbestimmungen

Die Kapitalanlagegesellschaft kann die Fondsbestimmungen mit Zustimmung des Aufsichtsrates und mit Zustimmung der

Depotbank dndern. Die Anderung bedarf ferner der Bewilligung der Finanzmarktaufsicht. Die Anderung ist zu veroffentli-

chen. Sie tritt mit dem in der Verdtffentlichung angegebenen Tag, frihestens aber drei Monate nach der Veroffentlichung in

Kraft.

§12 Kundigung und Abwicklung

1. Die Kapitalanlagegesellschaft kann die Verwaltung des Kapitalanlagefonds nach Einholung der Bewilligung der Fi-
nanzmarktaufsicht unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von mindestens sechs Monaten bzw. sofern das Fonds-
vermdgen EUR 370.000 unterschreitet, ohne Einhaltung einer Kindigungsfrist durch o6ffentliche Bekanntmachung
(8 10) kundigen.

2. Endet das Recht der Kapitalanlagegesellschaft zur Verwaltung des Kapitalanlagefonds, so wird die Verwaltung oder
Abwicklung nach den diesbeziglichen Bestimmungen des InvFG erfolgen.

§ 12a Zusammenlegung oder Ubertragung von Fondsvermégen
Die Kapitalanlagegesellschaft kann das Fondsvermégen des Kapitalanlagefonds unter Einhaltung von § 3 Abs. 2 bzw.
§ 14 Abs. 4 InvFG mit Fondsvermdgen anderer Kapitalanlagefonds zusammenlegen oder das Fondsvermdgen des Kapital-

anlagefonds auf Fondsvermdgen anderer Kapitalanlagefonds tbertragen bzw. Fondsvermégen anderer Kapitalanlagefonds
in das Fondsvermdogen des Kapitalanlagefonds tibernehmen.

Besondere Fondsbestimmungen

fur den Advisory One, Miteigentumsfonds gemaf § 20 InvFG (nachstehend ,Kapitalanlagefonds®).
Der Kapitalanlagefonds entspricht der Richtlinie 85/611/EWG.

8§13 Depotbank

Depotbank ist die Erste Bank der oesterreichischen Sparkassen AG, Wien.

814 Zahl- und Einreichstellen, Anteilscheine

1. Zahl- und Einreichstellen fiir die Anteilscheine und Ertragnisscheine sind die Erste Bank der oesterreichischen Spar-
kassen AG, Wien sowie alle ihre Filialen.

2. Fur den Kapitalanlagefonds werden sowohl Ausschiittungsanteilscheine als auch Thesaurierungsanteilscheine
mit KESt-Abzug und zwar jeweils tber 1 Stiick ausgegeben.
Die Kapitalanlagegesellschaft behalt sich vor, auch Thesaurierungsanteilscheine ohne KESt-Abzug Uber je 1 Stiick
auszugeben.

Die Anteilscheine werden in Sammelurkunden dargestellt. Effektive Stlicke kbnnen daher nicht ausgefolgt werden.

3. Soweit die Anteilscheine in Sammelurkunden dargestellt werden, erfolgt die Gutschrift der Ausschittungen gemaf
§ 28 bzw. der Auszahlungen gemanR § 29 durch das jeweils fur den Anteilinhaber depotfiihrende Kreditinstitut.

§ 15 Veranlagungsinstrumente und —grundsétze

1. Fir den Kapitalanlagefonds durfen nach Mal3gabe der §§ 4, 20 und 21 InvFG und der 88§ 16ff der Fondsbestimmun-
gen alle Arten von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und anderen liquiden Finanzanlagen erworben werden, so-
fern dadurch dem Grundsatz der Risikostreuung Rechnung getragen wird und die berechtigten Interessen der Anteil-
inhaber nicht verletzt werden.

2. Das Fondsvermdgen wird nach den folgenden, demonstrativ beschriebenen, anlagepolitischen Grundséatzen ange-
legt:

a) Im Rahmen der Veranlagungsmdoglichkeiten kénnen erworben werden:
- globale Aktien: Es kdnnen sowohl Aktien von Unternehmen mit geringer Borsekapitalisierung als auch Akti-

en von Unternehmen mit mittlerer Bérsekapitalisierung sowie Aktien von substanzstarken, grof3en, interna-
tional bekannten und bedeutenden Unternehmen (Blue-Chips) erworben werden.
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- internationale Renten: Es kdnnen sowohl Staatsanleihen, Schuldverschreibungen von Kreditinstituten sowie
sonstige (Unternehmens)Anleihen erworben werden; diese kénnen sowohl auf Euro lauten als auch auf
Fremdwahrungen.

Die Emittenten unterliegen hinsichtlich ihres Sitzes keinen geographischen, hinsichtlich ihres Unternehmensge-
genstandes keinen branchenméaRigen Beschrankungen.

b) Zur (teilweisen) Abbildung des anlagepolitischen Investmentuniversums dirfen Anteile an Kapitalanlagefonds
gemafl 8§ 17 dieser Fondsbestimmungen - unabhéngig des Staates, in dem die jeweilige Verwaltungsgesell-
schaft ihren Sitz hat - bis zu maximal 10 % des Fondsvermdgens des Advisory One erworben werden.

c) Im Rahmen von Umschichtungen des Fondsportefeuilles oder zur Minderung des Einflusses von mdglichen
Kursriickgangen bei Wertpapieren kénnen Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von héchs-
tens 12 Monaten gemaR 8§ 18 dieser Fondsbestimmungen eine wesentliche Rolle spielen.

d) Die Kapitalanlagegesellschaft behéalt sich vor, neben den in lit. a) bis lit. ¢) genannten Vermdgensgegenstanden
in untergeordnetem Ausmalf auch in sonstige Vermdgensgegenstdnde gem. Z 1 zu investieren.

e) Derivative Instrumente gemaf § 19 und 8§ 19a dieser Fondsbestimmungen kénnen nicht nur zur Risikominimie-
rung (Absicherung) sondern auch als aktives Instrument der Veranlagung eingesetzt werden.
Bezogen auf den Gesamtnettowert des Fondsvermdgens kdnnen sowohl der Absicherung dienende De-
rivate als auch nicht der Absicherung dienende Derivate eine wesentliche Rolle spielen.

3. Werden fur den Kapitalanlagefonds Wertpapiere und Geldmarktinstrumente erworben in die ein Derivat eingebettet
ist, so hat dies die Kapitalanlagegesellschaft hinsichtlich der Einhaltung der 8§ 19 und 19a zu bertcksichtigen. Anla-
gen eines Kapitalanlagefonds in indexbasierten Derivaten werden bei den Anlagegrenzen des § 20 Abs.3 25, 6, 7
und 8d InvFG nicht bertcksichtigt.

4, Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente, die von einem Mitgliedstaat einschlie3lich seinen Gebietskérperschaften,
von einem Drittstaat oder von internationalen Organisationen 6ffentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder meh-
rere Mitgliedstaaten angehdren, begeben oder garantiert werden, dirfen zu mehr als 35 v.H. erworben werden, so-
fern die Veranlagung des Fondsvermdgens in zumindest sechs verschiedenen Emissionen erfolgt wobei die Veran-
lagung in ein und derselben Emission 30 v.H. des Fondsvermdgens nicht Uiberschreiten darf.

5. Der Erwerb nicht voll eingezahlter Aktien oder Geldmarktinstrumente und von Bezugsrechten auf solche Instrumente
oder von nicht voll eingezahlten anderen Finanzinstrumenten ist bis zu 10 v.H. des Fondsvermdgens zulassig.

8§16 Borsen und organisierte Markte
1. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente durfen erworben werden, wenn sie
- an der Wertpapierbdrse eines Mitgliedstaates amtlich notiert oder gehandelt werden oder

- an einem anderen anerkannten, geregelten fir das Publikum offenen und ordnungsgeman funktionierenden
Wertpapiermarkt eines Mitgliedstaates gehandelt werden oder

- an einer im Anhang angefuhrten Borse eines Drittstaates amtlich notieren oder

- an einem im Anhang angefiihrten anderen anerkannten, geregelten, fur das Publikum offenen und ordnungsge-
manR funktionierenden Wertpapiermarkt eines Drittstaates gehandelt werden, oder

- die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zur amtlichen Notierung oder zum
Handel an einer der vorgenannten Borsen oder zum Handel an einem der vorgenannten anderen Markte bean-
tragt wird und die Zulassung spéatestens binnen eines Jahres ab Beginn der Ausgabe der Wertpapiere erfolgt.

2. Nicht auf einem geregelten Markt gehandelte Geldmarktinstrumente, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt
werden, liquide sind und deren Wert jederzeit genau bestimmt werden kann, kénnen fur den Kapitalanlagefonds er-
worben werden, sofern die Emission oder der Emittent selbst den Vorschriften Giber den Einlagen- und den Anleger-
schutz unterliegt und entweder

- von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Kérperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates,
der Europaischen Zentralbank, der Européaischen Union oder der Europaischen Investitionshank, einem Diritt-
staat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat der Foderation, oder von einer internationalen
Einrichtung o6ffentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens ein Mitgliedstaat angehort, begeben oder garan-
tiert werden, oder

- von Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere an den unter Ziffer 1 - ausgenommen Neuemissionen -
bezeichneten geregelten Markten gehandelt werden, oder
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- von einem Institut begeben oder garantiert werden, das gemaf den im Gemeinschaftsrecht festgelegten Krite-
rien einer Aufsicht unterstellt ist, oder von einem Institut begeben oder garantiert werden, welches Aufsichtsbe-
stimmungen unterliegt und diese einhalt, die nach Auffassung der Finanzmarktaufsicht mindestens so streng
sind wie die des Gemeinschaftsrechts, oder

- von anderen Emittenten begeben werden, die einer Kategorie angehéren, die von der Finanzmarktaufsicht zuge-
lassen wurde, sofern fir Anlagen in diesen Instrumenten Vorschriften fir den Anlegerschutz gelten, die gleich-
wertig sind, und sofern es sich bei dem Emittenten entweder um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von
mindestens EUR 10 Mio. handelt, das seinen Jahresabschluss nach den Vorschriften der Richtlinie 78/660/EWG
erstellt und verdéffentlicht, oder um einen Rechtstrager handelt, der innerhalb einer eine oder mehrere bérsenno-
tierte Gesellschaften umfassenden Unternehmensgruppe fiir die Finanzierung dieser Gruppe zustandig ist, oder
um einen Rechtstrager handelt, der die wertpapiermafRige Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung ei-
ner von einer Bank eingeraumten Kreditlinie finanzieren soll.

3. Insgesamt durfen bis zu 10 v.H. des Fondsvermégens in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die nicht die Vor-
aussetzungen der Z 1 und 2 erfullen, angelegt werden.

8§17 Anteile an Kapitalanlagefonds

1. Anteile an Kapitalanlagefonds ( = Kapitalanlagefonds und Investmentgesellschaften offenen Typs), welche die Be-
stimmungen der Richtlinie 85/611/EWG erfiillen (OGAW), dirfen insgesamt gemeinsam mit Kapitalanlagefonds
gemal nachstehender Z 2 bis zu 10 v.H. des Fondsvermégens erworben werden, sofern diese ihrerseits zu
nicht mehr als 10 v.H. des Fondsvermdgens in Anteile anderer Kapitalanlagefonds investieren.

2. Anteile an Kapitalanlagefonds, welche die Bestimmungen der Richtlinie 85/611/EWG nicht erfiillen (OGA) und deren
ausschlieBlicher Zweck es ist,

- beim Publikum beschaffte Gelder fiir gemeinsame Rechnung nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Wert-
papieren und anderen liquiden Finanzanlagen zu investieren, und

- deren Anteile auf Verlangen der Anteilinhaber unmittelbar oder mittelbar zu Lasten des Vermégens der Kapital-
anlagefonds zuriickgenommen oder ausbezahlt werden,

dirfen insgesamt gemeinsam mit Kapitalanlagefonds geman vorstehender Z 1 bis zu 10 v.H. des Fondsver-
mdégens erworben werden, sofern

a) diese ihrerseits zu nicht mehr als 10 v.H. des Fondsvermdgens in Anteile anderer Kapitalanlagefonds investieren
und

b) diese nach Rechtsvorschriften zugelassen wurden, die sie einer Aufsicht unterstellen, welche nach Auffassung
der Finanzmarktaufsicht derjenigen nach dem Gemeinschaftsrecht gleichwertig ist und ausreichende Gewahr fur
die Zusammenarbeit zwischen den Behdrden besteht, und

c) das Schutzniveau der Anteilinhaber dem Schutzniveau der Anteilinhaber von Kapitalanlagefonds, die die Be-
stimmungen der Richtlinie 85/611/EWG erfiillen (OGAW), gleichwertig ist und insbesondere die Vorschriften fiir
eine getrennte Verwahrung des Sondervermdgens, die Kreditaufnahme, die Kreditgew&hrung und Leerverkaufe
von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten den Anforderungen der Richtlinie 85/611/EWG gleichwertig sind,
und

d) die Geschéftstatigkeit Gegenstand von Halbjahres- und Jahresberichten ist, die es erlauben, sich ein Urteil ber
das Vermogen und die Verbindlichkeiten, die Ertrage und die Transaktionen im Berichtszeitraum zu bilden.

3. Fur den Kapitalanlagefonds diirfen auch Anteile an Kapitalanlagefonds erworben werden, die unmittelbar oder mittel-
bar von derselben Kapitalanlagegesellschaft oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Kapitalanla-
gegesellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder eine wesentliche direkte oder indirekte
Beteiligung verbunden ist.

4. Anteile an ein und demselben Kapitalanlagefonds durfen bis zu 10 v.H. des Fondsvermdgens erworben werden.

§ 18 Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen

1. Fur den Kapitalanlagefonds dirfen Bankguthaben in Form von Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen mit einer Lauf-
zeit von héchstens 12 Monaten gehalten werden. Es ist kein Mindestbankguthaben zu halten und das Bankguthaben
ist der Hohe nach nicht begrenzt.

2. Die Bestimmungen der Z 1 sind allgemeiner Natur. Der Kapitalanlagefonds darf die von Z 1 umfassten Vermdgens-
gegenstéande nach Mal3gabe der in § 15 genannten anlagepolitischen Grundséatze erwerben.
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8§19 Derivate

1. Fur den Kapitalanlagefonds kdnnen abgeleitete Finanzinstrumente (Derivate), einschlielich gleichwertiger bar abge-
rechneter Instrumente eingesetzt werden, die an einem der in § 16 genannten geregelten Markten gehandelt werden,
wenn es sich bei den Basiswerten um Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und andere liquide Finanzanlagen im Sin-
ne des 8 15, oder um Finanzindizes, Zinsséatze, Wechselkurse oder Wéhrungen handelt, in die der Kapitalanlage-
fonds gemal seinen Veranlagungsgrundsétzen (8 15) investieren darf.

2. Das mit den Derivaten verbundene Gesamtrisiko darf den Gesamtnettowert des Fondsvermdgens nicht tiberschrei-
ten. Bei der Berechnung des Risikos werden der Marktwert der Basiswerte, das Ausfallsrisiko, kiinftige Marktfluktua-
tionen und die Liquidationsfrist der Positionen bertcksichtigt.

3. Der Kapitalanlagefonds darf als Teil seiner Anlagestrategie Derivate innerhalb der in § 20 Abs.3 Z 5, 6, 7, 8a und 8d
InvFG festgelegten Grenzen einsetzen, sofern das Gesamtrisiko der Basiswerte diese Anlagegrenzen nicht tUber-
schreitet.

4. Die Bestimmungen der Z 1 bis Z 3 sind allgemeiner Natur. Der Kapitalanlagefonds darf die von Z 1 umfassten Fi-

nanzinstrumente nach Maf3gabe der in 8 15 genannten anlagepolitischen Grundsatze einsetzen.
§ 19a OTC-Derivate

1. Fur den Kapitalanlagefonds kdnnen abgeleitete Finanzinstrumente, die nicht an einer Bérse gehandelt werden (OTC-
Derivate), eingesetzt werden, sofern

a) es sich bei den Basiswerten um solche geméaf § 19 Z 1 handelt,

b) die Gegenparteien einer Aufsicht unterliegende Institute der Kategorien sind, die von der Finanzmarktaufsicht
durch Verordnung zugelassen wurden

c) die OTC-Derivate einer zuverlassigen und Uberprufbaren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen und jederzeit
auf Initiative des Kapitalanlagefonds zum angemessenen Zeitwert verauf3ert, liquidiert oder durch ein Gegenge-
schéaft glattgestellt werden kénnen.

d) diese innerhalb der in § 20 Abs.3 Z 5, 6, 7, 8a und 8d InvFG festgelegten Grenzen veranlagt werden und das
Gesamtrisiko der Basiswerte diese Anlagegrenzen nicht Gberschreitet.

2. Das Ausfallrisiko bei Geschaften eines Kapitalanlagefonds mit OTC-Derivaten darf folgende Satze nicht tiberschrei-
ten:

a) wenn die Gegenpartei ein Kreditinstitut ist, 10 v.H. des Fondsvermogens,
b) ansonsten 5 v.H. des Fondsvermégens.

3. Die Bestimmungen der Z 1 und Z 2 sind allgemeiner Natur. Der Kapitalanlagefonds darf die von Z 1 umfassten Fi-
nanzinstrumente nach MaRRgabe der in § 15 genannten anlagepolitischen Grundsétze einsetzen.

8 19b Gesamtrisiko der Derivate
Nicht anwendbar.
8§20 Kreditaufnahme

Die Kapitalanlagegesellschaft darf fir Rechnung des Kapitalanlagefonds kurzfristige Kredite bis zur Hohe von 10 v.H. des
Fondsvermégens aufnehmen.

8§21 Pensionsgeschéafte

Die Kapitalanlagegesellschaft ist berechtigt, fir Rechnung des Kapitalanlagefonds innerhalb der Veranlagungsgrenzen des
InvFG Vermdgensgegenstande mit der Verpflichtung des Verkaufers, diese Vermdgensgegenstande zu einem im vorhinein
bestimmten Zeitpunkt und zu einem im vorhinein bestimmten Preis zuriickzunehmen, fiir das Fondsvermdgen zu kaufen.
§22 Zinsswaps

Die Kapitalanlagegesellschaft ist innerhalb der Veranlagungsgrenzen des InvFG berechtigt, variable Zinsanspriiche in fest-

verzinsliche Zinsanspriiche oder festverzinsliche Zinsanspriche in variable Zinsanspriiche zu tauschen, soweit den zu leis-
tenden Zinszahlungen gleichartige Zinsanspriiche aus Vermdgensgegenstanden des Fondsvermdgens gegenliberstehen.
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§ 23 Devisenswaps

Die Kapitalanlagegesellschaft ist innerhalb der Veranlagungsgrenzen des InvFG berechtigt, Vermdgensgegenstande des
Fondsvermégens gegen Vermégensgegenstande, die auf eine andere Wahrung lauten, zu tauschen.

§24 Wertpapierleihe

Die Kapitalanlagegesellschaft ist innerhalb der Veranlagungsgrenzen des InvFG berechtigt, Wertpapiere bis zu 30 v.H. des
Fondsvermégens im Rahmen eines anerkannten Wertpapierleihsystems an Dritte befristet unter der Bedingung zu libereig-
nen, dai der Dritte verpflichtet ist, die Gibereigneten Wertpapiere nach Ablauf einer im vorhinein bestimmten Leihdauer wie-
der zuriick zu Gbereignen.

8§25 Ausgabepreis und Ricknahmepreis
Die Berechnung des Anteilwertes gemaR § 6 erfolgt in EUR.

Der Ausgabezuschlag zur Deckung der Ausgabekosten der Gesellschaft betragt 5,0 v.H. Fur die Ermittlung des Ausgabe-
preises wird der sich ergebende Betrag auf den nachsten Cent aufgerundet. Der Riicknahmepreis entspricht dem Anteils-
wert.

Die Ausgabe der Anteile ist grundsatzlich nicht beschrankt, die Kapitalanlagegesellschaft behalt sich jedoch vor, die Ausga-
be von Anteilscheinen voriibergehend oder vollstandig einzustellen.

8§26 Rechnungsjahr
Das Rechnungsjahr des Kapitalanlagefonds ist die Zeit vom 1. April bis zum 31. Marz des nachsten Kalenderjahres.
§ 27 Verwaltungsgebuhr, Ersatz von Aufwendungen

Die Kapitalanlagegesellschaft erhdlt fir ihre Verwaltungstatigkeit eine jéahrliche Vergiitung bis zu einer Héhe von 1,8 v.H.
des Fondsvermdégens, die aufgrund der Monatsendwerte errechnet wird.

Die Kapitalanlagegesellschaft hat weiters Anspruch auf Ersatz aller durch die Verwaltung entstandenen Aufwendungen wie
insbesondere Kosten fiir Pflichtverdffentlichungen, Depotgebiihren, Depotbankgebihren, Prifungs-, Beratungs- u. Ab-
schlusskosten.

Dariiber hinaus geht eine von der Performance des Fonds abhangige, erfolgsbezogene Vergiitung an einen gemaf § 3 (3)
InvFG beauftragten Fondsmanager zu Lasten des Fondsvermdgens (=Performancefee).

Die Performance Fee (= erfolgsbezogene Vergutung) betragt 15 % der Performance.

Die Performance wird durch einen Vergleich der Rechenwerte zum Monatsultimo ermittelt und wird monatlich dem Fonds-
vermdgen angelastet.

Fur die Berechnung der Performancefee wird die High-Watermark Methode angewandt, d.h. Performancefee fallt nur bei
einem neuen Hochststand des Rechenwertes am Monatsultimo an.

8§28 Verwendung der Ertréagnisse bei Ausschuttungsanteilscheinen

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse sind nach Deckung der Kosten, soweit es sich um Zinsen
und Dividenden handelt, zur Ganze, soweit es sich um Gewinne aus der Verduf3erung von Vermdgenswerten des Kapitalan-
lagefonds einschliellich von Bezugsrechten handelt, nach dem Ermessen der Kapitalanlagegesellschaft an die Inhaber von
Ausschuittungsanteilscheinen ab 1. Juli des folgenden Rechnungsjahres gegebenenfalls gegen Einziehung eines Ertragnis-
scheines auszuschutten, der Rest wird auf neue Rechnung vorgetragen.

8§29 Verwendung der Ertrédgnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen mit KESt-Abzug (Thesaurierer)

Die wéhrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausgeschiittet. So-
ferne nicht bei allen Anteilinhabern die Voraussetzungen fiir ein Unterbleiben der Auszahlung geméaR 8§ 13 InvFG
vorliegen, ist ab 1. Juli des folgenden Rechnungsjahres ein gemafl § 13 3. Satz InvFG ermittelter Betrag auszuzahlen,
der zutreffendenfalls zur Deckung einer auf den ausschuttungsgleichen Ertrag des Anteilscheines entfallenden Kapitaler-
tragsteuerabfuhrpflicht zu verwenden ist.

§ 29a Verwendung der Ertragnisse bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Abzug (Vollthesaurierer Auslands-
tranche)

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertrdgnisse nach Deckung der Kosten werden nicht ausgeschuttet. Es
wird keine Auszahlung gem. § 13 3.Satz InvFG vorgenommen.

Die Kapitalanlagegesellschaft stellt durch Erbringung entsprechender Nachweise von den depotfiihrenden Stellen sicher,
dass die Anteilscheine im Auszahlungszeitpunkt nur von Anteilinhabern gehalten werden kénnen, die entweder nicht der in-
landischen Einkommen- oder Korperschaftssteuer unterliegen oder bei denen die Voraussetzungen fiir eine Befreiung ge-
manR § 94 7.5 des Einkommensteuergesetzes bzw. fir eine Befreiung von der Kapitalertragssteuer vorliegen.
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8§30 Abwicklung

Vom Nettoabwicklungserlés erhélt die Depotbank eine Vergitung von 0,5 v.H. des Fondsvermégens.
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Anhang zu den Besonderen Fondsbestimmungen
Liste der Borsen mit Amtlichem Handel und von organisierten Markten

1. Bérsen mit amtlichem Handel und organisierten Markten in den Mitgliedstaaten des EWR

Nach Artikel 16 der Richtlinie 93/22/EWG (Wertpapierdienstleistungsrichtlinie) muss jeder Mitgliedstaat ein aktuelles Ver-
zeichnis der von ihm genehmigten Markte fihren. Dieses Verzeichnis ist den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission
zu Ubermitteln.

Die Kommission ist gemaR dieser Bestimmung verpflichtet, einmal jahrlich ein Verzeichnis der ihr mitgeteilten geregelten
Méarkte zu veroffentlichen.

Infolge verringerter Zugangsschranken und der Spezialisierung in Handelssegmente ist das Verzeichnis der ,geregelten
Markte “gréReren Veranderungen unterworfen. Die Kommission wird daher neben der jahrlichen Veroffentlichung eines Ver-
zeichnisses im Amtsblatt der Européischen Gemeinschaften eine aktualisierte Fassung auf ihrer offiziellen Internetsite zu-
ganglich machen.

Das aktuell giltige Verzeichnis der geregelten Markte finden Sie unter

http://www.fma.gv.at/de/fma/markttei/wertpapi/emittent/emittent.htm

im ,Verzeichnis der Geregelten Markte (pdf)“.

sowie

Polen: Warschau

Slowakische Republik: Bratislava, RM-System Slovakia und Bratislava Options Exchange-BOB
Slowenien: Laibach (Ljubljana)

Tschechische Republik: Prag

Ungarn: Budapest

Estland: Tallinn

2. Borsen in européischen Landern auBRerhalb der Mitgliedstaaten des EWR

2.1 Bosnien Herzegovina: Sarajevo

2.2 Republik Srpska, BiH1: Banja Luka

2.3 Kroatien: Zagreb, Varazdin

2.4 Schweiz: SWX Swiss-Exchange

25 Serbien und Montenegro: Belgrad

2.6 Tirkei: Istanbul (betr. Stock Market nur "National Market")

3. Bérsen in aulRereuropdischen Landern

3.1 Australien: Sydney, Hobart, Melbourne, Perth

3.2 Argentinien: Buenos Aires

33 Brasilien: Rio de Janeiro, Sao Paulo

3.4 Chile: Santiago

3.5 Hongkong: Hongkong Stock Exchange

3.6 Indien: Bombay

3.7 Indonesien: Jakarta

3.8. Israel: Tel Aviv

3.9 Japan: Tokyo, Osaka, Nagoya, Kyoto, Fukuoka, Niigata, Sapporo, Hiroshima

! BiH“ ist die offizielle Abkiirzung von ,Bosnia i Herzegovina®.
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3.10
3.11
3.12
3.13
3.14
3.15
3.16
3.17
3.18
3.19
3.20

3.21

Kanada:
Korea:
Malaysia:

Mexiko:

Neuseeland:

Philippinen:
Singapur:
Sidafrika:
Taiwan:
Thailand:
USA:

Venezuela:

Toronto, Vancouver, Montreal

Seoul

Kuala Lumpur

Mexiko City

Wellington, Christchurch/Invercargill, Auckland
Manila

Singapur Stock Exchange

Johannesburg

Taipei

Bangkok

New York, American Stock Exchange (AMEX), New York Stock
Exchange (NYSE), Los Angeles/Pacific Stock Exchange, San Francisco/Pacific Stock
Exchange, Philadelphia, Chicago, Boston, Cincinnati

Caracas

4. Organisierte Markte in Landern auRerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen Gemeinschaft

41
4.2
4.3
4.4

45

Japan:
Kanada:
Korea:

Schweiz:

USA

Over the Counter Market
Over the Counter Market
Over the Counter Market

SWX-Swiss Exchange, BX Berne eXchange; Over the Counter Market
der Mitglieder der International Securities Market Association (ISMA), Ziirich

Over the Counter Market im NASDAQ-System, Over the Counter Market

(markets organised by NASD such as Over-the-Counter Equity Market, Municipal Bond
Market, Government Securities Market, Corporate Bonds and Public Direct Participation
Programs) Over-the-Counter-Market for Agency Mortgage-Backed Securities

5. Bérsen mit Futures und Options Markten

51
5.2
53

54
55
5.6

57
5.8
59
5.10

511
5.12

Argentinien:
Australien:

Brasilien:

Kanada:
Hongkong:

Japan:

Neuseeland:

Philippinen:
Singapur:
Sudafrika:

Schweiz:

USA:

Advisory One

Bolsa de Comercio de Buenos Aires
Australian Options Market, Sydney Futures Exchange Limited

Bolsa Brasiliera de Futuros, Bolsa de Mercadorias & Futuros, Rio de
Janeiro Stock Exchange, Sao Paulo Stock Exchange

Montreal Exchange, Toronto Futures Exchange
Hong Kong Futures Exchange Ltd.

Osaka Securities Exchange, Tokyo International Financial Futures
Exchange, Tokyo Stock Exchange

New Zealand Futures & Options Exchange
Manila International Futures Exchange
Singapore International Monetary Exchange

Johannesburg Stock Exchange (JSE), South African Futures Exchange
(SAFEX)

EUREX

American Stock Exchange, Chicago Board Options Exchange, Chicago

Board of Trade, Chicago Mercantile Exchange, Comex, FINEX, Mid America Commodity
Exchange, New York Futures Exchange, Pacific Stock Exchange, Philadelphia Stock Ex-
change, New York Stock Exchange, Boston Options Exchange (BOX)

Seite 10 von 10



	1. Börsen mit amtlichem Handel und organisierten Märkten in 
	sowie
	2. Börsen in europäischen Ländern außerhalb der Mitgliedstaa
	3. Börsen in außereuropäischen Ländern
	4. Organisierte Märkte in Ländern außerhalb der Mitgliedstaa
	5. Börsen mit Futures und Options Märkten

